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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 11. April 1963 

6 — 62012 — 5262/63 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den 

Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung und Ergänzung des Gesetzes 
über Bergmannsprämien 

nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des Deut- 
schen Bundestages herbeizuführen. 

Der Gesetzentwurf ist von den Bundesministern der Finanzen 
und für Wirtschaft gemeinsam erstellt worden. 

Der Bundesrat hat in seiner Sitzung am 5. April 1963 gemäß 
Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen den 
Gesetzentwurf keine Einwendungen zu erheben. Er ist der An- 
sicht, daß das Gesetz seiner Zustimmung bedarf. 


Für den Bundeskanzler 

Der Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung 

Blank 


Druck: Bonner Universitäts-Budidnickerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger. 532 Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung und Ergänzung des Gesetzes 
über Bergmannsprämien 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Änderung des Gesetzes über Bergmannsprämien 

Das Gesetz über Bergmannsprämien vom 20. De- 
zember 1956 (Bundesgesetzbl. I S. 927) wird wie folgt 
geändert und ergänzt: 

1. Hinter § 5 wird folgender § 5a eingefügt: 

u§ 5 a 

Sondervorschriften für Arbeitgeber des Stein- 
kohlenbergbaus und des Eisenerzbergbaus 

(1) Der Arbeitgeber hat einen Betrag in Höhe 
der Summe der Beträge, die im Laufe eines Ka- 
lenderjahres zur Auszahlung von Bergmanns- 
prämien an die im Steinkohlenbergbau und im 
Eisenerzbergbau beschäftigten Arbeitnehmer ent- 
nommen oder vom Finanzamt erstattet worden 
sind (§ 3 Abs. 1 Sätze 2 und 3), zuzüglich zehn 
vom Hundert dieses Betrages spätestens am 
31. Januar des folgenden Jahres an das Finanz- 
amt, an das er die Lohnsteuer für seine Arbeit- 
nehmer abzuführen hat, zu zahlen und zugleich 
über diesen Betrag eine Anmeldung abzugeben. 
Die nach Satz 1 gezahlten Beträge erhöhen die 
Lohnsteuereinnahmen. Sie gelten nicht als Steuer- 
einnahmen im Sinn des § 4 Abs. 1 des Länder- 
finanzausgleichsgesetzes 1961 in der Fassung 
vom 23. Juni 1961 (Bundesgesetzbl. I S. 869). 

(2) Gibt der Arbeitgeber bis zu dem in Absatz 1 
Satz 1 genannten Zeitpunkt die Anmeldung nicht 
oder nicht vollständig ab, so setzt das Finanzamt 
die nach Absatz 1 Satz 1 zu zahlenden Beträge 
durch schriftlichen Bescheid fest. Als Fälligkeits- 
tag für die Zahlung ist der in Absatz 1 Satz 1 
genannte Zeitpunkt festzusetzen. 


(3) Im übrigen gelten die Vorschriften der 
Reichsabgabenordnung und ihrer Nebengesetze 
entsprechend. Gegen die Festsetzung der in Ab- 
satz 1 Satz 1 bezeichneten Beträge ist das Be- 
rufungsverfahren gegeben." 

2. § 6 wird wie folgt geändert: 

a) Der bisherige Text wird Absatz 1. 

b) Hinter dem neuen Absatz 1 wird folgender 
Absatz 2 angefügt: 

„(2) Der Bundesminister der Finanzen wird 
ermächtigt, den Wortlaut dieses Gesetzes in 
der jeweils geltenden Fassung mit neuem Da- 
tum und in neuer Paragraphenfolge bekannt- 
zumachen und dabei Unstimmigkeiten des 
Wortlauts zu beseitigen." 

3. § 7 wird wie folgt geändert: 

a) Der bisherige Text wird Absatz 1 . 

b) Hinter dem neuen Absatz 1 wird folgender 
Absatz 2 angefügt: 

„ (2) Die in § 5 a Abs. 1 Satz 1 bezeichneten 
Beträge sind erstmals am 31. Januar 1964 zu 
zahlen." 

Artikel 2 

Geltung im Land Berlin 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

Artikel 3 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 
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Drucksache IV/1188 


Begründung 


I. Allgemeines 

Nach dem Urteil des Gerichtshofs der Europäischen 
Gemeinschaften vom 23. Februar 1961 — Rechts- 
sache 30/59 — ■ stellt die Finanzierung der nach dem 
Gesetz über Bergmannsprämien vom 20. Dezember 
1956 (Bundesgesetzbl. I S. 927) zu zahlenden Berg- 
mannsprämien aus dem Lohnsteueraufkommen eine 
unzulässige Subvention oder Beihilfe im Sinne von 
Artikel 4 Buchstabe c des Vertrages über die Grün- 
dung der Europäischen Gemeinschaft für Kohle und 
Stahl (EGKS- Vertrag) vom 18, April 1951 (Bundes- 
gesetzbtett II S. 447) dar. Der vorliegende Gesetz- 
entwurf sieht vor, die Finanzierung der Bergmanns- 
prämien so zu ändern, daß sie mit den Bestimmun- 
gen des EGKS-Vertrages in Einklang steht. 

II. Im einzelnen 

Zu Artikel 1 Nr. 1 

Die Bergmannsprämien sollen in der bisherigen Form 
weitergezahlt werden, um dem Gedanken Rechnung 
zu tragen, daß die besondere Leistung des untertage 
beschäftigten Bergmanns auch in Zukunft eine be- 
sondere Anerkennung verdient, und um zu erreichen, 
daß der gegenwärtige Status des Bergmanns durch 
die Berücksichtigung des bezeichneten Urteils keine 
Verschlechterung erfährt. An dem Grundsatz, daß 
der untertage beschäftigte Bergmann von der Öffent- 
lichen Hand Prämien erhält und daß die Bergwerks- 
unternehmen dem Bergmann gegenüber insoweit nur 
als auszahlende Stellen auftreten, wird deshalb fest- 
gehalten. Durch die Vorschriften in Absatz 1 des neu 
eingefügten § 5 a wird aber erreicht, daß die gezahl- 
ten Prämien im Endergebnis zu Lasten der Arbeit- 


geber gehen, soweit diese dem EGKS-Vertrag unter- 
liegen. Dadurch wird die Subventionswirkung, die 
die Entnahme der Prämien aus dem Lohnsteuerauf- 
kommen nach der Entscheidung des Gerichtshofs hat, 
ausgeglichen. Der Zuschlag von zehn vom Hundert 
dient dem Ausgleich des Vorteils, der für die Ar- 
beitgeber dadurch entstanden ist, daß die Prämien 
an die Bergleute steuerfrei gewährt worden sind. 

Durch die Vorschrift im letzten Satz des neuen § 5 a 
Abs. 1 wird erreicht, daß die von den Arbeitgebern 
zu leistenden Beträge beim Bund und den Ländern 
mit Steinkohlenbergbau und Eisenerzbergbau ver- 
bleiben und damit in voller Höhe für die Durchfüh- 
rung von Maßnahmen zur Entlastung der in Betracht 
kommenden Arbeitgeber zur Verfügung stehen. 

§ 5 a Abs. 2 und 3 regeln das Verfahren für die in 
Absatz 1 vorgesehenen Zahlungsverpflichtungen der 
Arbeitgeber. 

Zu Artikel 1 Nr. 2 

Das Gesetz über Bergmannsprämien soll auf Grund 
der vorgesehenen Ermächtigung in neuer Fassung 
bekanntgemacht werden. 

Zu Artikel 1 Nr. 3 

Es empfiehlt sich, als ersten Zahlungstermin für die 
in § 5 a Abs. 1 des Gesetzes über Bergmannsprämien 
eingeführten Zahlungsverpflichtungen den 31. Ja- 
nuar 1964 vorzusehen. 

Zu Artikel 2 und Artikel 3 

Die Vorschriften regeln die Geltung des Gesetzes im 
Land Berlin und das Inkrafttreten des Gesetzes. 
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